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Text 

Festsetzung des Inhaltes eines Gesamtvertrages durch die Bundesschiedskommission 

§ 348. (1) Auf Antrag der Österreichischen Ärztekammer oder des Hauptverbandes setzt die 
Bundesschiedskommission den Inhalt eines aufgekündigten Gesamtvertrages für höchstens drei Monate – 
gerechnet vom Tage der Entscheidung – fest. Dieser Antrag kann gestellt werden, wenn sechs Wochen 
vor Ablauf der Geltungsdauer des Gesamtvertrages ein neuer Gesamtvertrag nicht geschlossen wurde und 
wenn die Geltungsdauer des aufgekündigten Gesamtvertrages noch nicht abgelaufen ist. Der Inhalt des 
festgesetzten Gesamtvertrages ist vom Hauptverband im Internet zu veröffentlichen. 

(2) Wenn ein Antrag gemäß Abs. 1 fristgerecht gestellt wird, dann bleibt der aufgekündigte 
Gesamtvertrag bis zur Entscheidung der Bundesschiedskommission vorläufig in Kraft. Im Falle einer 
Beschwerde gegen die Entscheidung der Bundesschiedskommission, welche von der Österreichischen 
Ärztekammer oder vom Hauptverband erhoben werden kann, bleibt der Gesamtvertrag für die allenfalls 
nach Abs. 1 festgesetzte Dauer, jedenfalls aber bis zum Ablauf des letzten Tages des zweiten 
Kalendermonats, das dem Kalendermonat folgt, in dem die Zustellung der Entscheidung des 
Bundesverwaltungsgerichts an die antragstellende Partei erfolgte, in Kraft. 

(3) Mit Ablauf der Geltungsdauer des gemäß Abs. 1 festgesetzten oder nach Abs. 2 verlängerten 
Gesamtvertrages erlöschen die von seinem Geltungsbereich erfassten Einzelverträge. 

(4) Die Österreichische Ärztekammer und der Hauptverband sind Parteien des Verfahrens vor dem 
Bundesverwaltungsgericht. Ihnen kommt auch die Berechtigung zu, gegen das Erkenntnis des 
Bundesverwaltungsgerichts Revision an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben. 
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